
 411.11 

1/2011 1 

Gesetz über die Volksschule 

vom 29. August 2007 1) 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
1 Die Volksschule besteht aus Kindergarten, Primarschule und Sekundar-
schule. Sie ist obligatorisch. 
2 Der Besuch öffentlicher Schulen ist für Kinder, die im Kanton wohnhaft 
sind, unentgeltlich. 

§ 2 
Die Volksschule fördert die geistigen, seelischen und körperlichen 
Fähigkeiten der Kinder. In Ergänzung zum Erziehungsauftrag der Eltern 
erzieht sie die Kinder nach christlichen Grundsätzen und demokratischen 
Werten zu selbständigen, lebenstüchtigen Persönlichkeiten und zu Verant-
wortungsbewusstsein gegenüber den Mitmenschen und der Umwelt.  

§ 3 
Der Kanton legt unter Anhörung der Schulgemeinden für die Volksschule 
Qualitätsanforderungen fest, überprüft deren Erfüllung und kann zur Be-
hebung von Mängeln Weisungen erteilen.  

§ 4 
In der Volksschule wird Chancengleichheit angestrebt und den besonderen 
Bedürfnissen der Kinder Rechnung getragen.  

§ 5 2) 
1Der Kanton betreibt Bildungsplanung, Bildungsforschung und Schulent-
wicklung. Er führt oder unterstützt entsprechende Projekte. 

                                                                                                                    

 1) In Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2008. 
 2) Fassung gemäss G vom 3. März 2010 über Beitragsleistungen an die Schul-

gemeinden (Beitragsgesetz), in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2011. 
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2Er arbeitet dabei mit den Schulgemeinden, anderen Kantonen sowie dem 
Bund zusammen und kann sich an Projekten der Erziehungsdirektoren-
konferenz beteiligen. Der Regierungsrat kann entsprechende Vereinbarun-
gen abschliessen. 
3Schulentwicklung ist eine gemeinsame Aufgabe von Kanton und Schul-
gemeinden. Der Regierungsrat legt das Verfahren und den Rahmen für 
Schulentwicklungsprojekte fest. 

§ 6 
Der Regierungsrat regelt die Aufsicht. 

§ 7 
Der Kanton sorgt für eine angemessene Beratung von Lehrpersonen, 
Schulleitungen, Schulbehörden und Erziehungsberechtigten in schu-
lischen Belangen. Leistungen, die über ein Grundangebot hinausreichen, 
sind in der Regel kostenpflichtig. 

§ 8 
Kanton und Schulgemeinden fördern die Weiterbildung der Lehrpersonen, 
Schulleitungen und Schulbehörden. 

§ 9 
1 Zur Beschaffung von Entscheidungsgrundlagen können vom Depar-
tement Schulversuche angeordnet oder bewilligt werden, soweit die Er-
reichung der Ziele des Bildungswesens gewährleistet bleibt. 
2 Schulversuche, die von der Schulgesetzgebung abweichen, werden nach 
Rücksprache mit den Schulgemeinden durch den Regierungsrat geregelt. 
3 Schulversuche sind zeitlich und im Umfang zu begrenzen. Sie sind zu 
überwachen und auszuwerten. 

§ 10 
Bei besonderen Verhältnissen in Grenzgebieten kann der Regierungsrat 
für den Schulbesuch Regelungen treffen, die von der Schulgesetzgebung 
abweichen. Er kann mit anderen Kantonen Vereinbarungen treffen. 
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II. Schulorganisation 

§ 11 
Der Kindergarten umfasst zwei Jahre. Er bereitet auf die Primarschule 
vor. 

§ 12 
Die Primarschule umfasst sechs Jahre. Sie legt die Grundlagen der schu-
lischen Bildung. Sie vermittelt elementare Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Haltungen. 

§ 13 
Die Sekundarschule umfasst drei Jahre. Sie festigt und erweitert das in der 
Primarschule Gelernte und rundet die Bildung der Volksschule ab. Sie 
bereitet auf berufliche Ausbildung und weiterführende Schulen vor. 

§ 14 
1 Die Sekundarschule gliedert sich in zwei Typen, einen mit grund-
legenden und einen mit erweiterten Anforderungen. 
2 Mindestens in Mathematik und einer Fremdsprache wird der Unterricht 
in Niveaus geführt. 
3 Soweit anderweitig ein hoher Grad an binnendifferenziertem Unterricht 
gewährleistet ist, kann der Regierungsrat einen Verzicht auf Typen-
gliederung oder Niveauführung vorsehen. 
4 Die Durchlässigkeit ist zu gewährleisten. 

§ 15 
1 Der Regierungsrat regelt den Übertritt in die Sekundarschule sowie den 
Typen- und Niveauwechsel auf dieser Stufe. 
2 Beim Übertritt beantragt die abgebende Klassenlehrperson der für die 
Sekundarschule verantwortlichen Gemeinde die Zuweisung eines Kindes 
zu Typ und Niveau. Bei fehlendem Einverständnis mit dem Antrag kann 
eine Prüfung abgelegt werden. 
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§ 16 
1 Der Regierungsrat kann Bildungsaufgaben für Kinder mit besonderen 
Bedürfnissen, namentlich für behinderte oder für besonders begabte 
Kinder, kantonal selbst erfüllen oder einzelnen Gemeinden oder privaten 
Institutionen übertragen. 
 1)2 Den Erziehungsberechtigten können die Kosten für die Verpflegung 
und Betreuung übertragen werden. Versicherungsleistungen zur Deckung 
solcher Kosten gehen auf den Kanton über. 

§ 17 
Bei Bedarf können Schulen mit besonderer Unterrichtszeit, mit Betreuung 
und gemeinschaftlicher Verpflegung eingerichtet werden. 

§ 18 
1 Beim Übertritt in eine andere Schule oder beim Wechsel des Schulortes 
ist dem Schüler oder der Schülerin ein Ausweis über den bisherigen 
Schulbesuch auszustellen. 
2 Dieser Ausweis ist zusammen mit Personalblättern und allfälligen 
Untersuchungsbefunden sowie weiteren Schülerdaten der neuen Behörde 
zuzustellen. 
3 Lehrbetriebe dürfen im Falle einer Bewerbung über beruflich 
bedeutsame Kompetenzen informiert werden, sofern auch die betroffene 
Person in gleicher Weise informiert wird. 

§ 19 
1 Die Stufen und Typen der Volksschule arbeiten untereinander sowie mit 
den Trägern der weiterführenden Bildungsgänge zusammen. Der Re-
gierungsrat sorgt für die Koordination. 
2 Der Regierungsrat kann für besondere Formen der Zusammenarbeit 
Beiträge gewähren und besondere Formen der Unterrichtsorganisation 
bewilligen oder anordnen. 

§ 20 
1 Der Regierungsrat regelt die Zusammenarbeit mit privaten oder ausser-
kantonalen Bildungsstätten. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 3. März 2010 über Beitragsleistungen an die Schul-
gemeinden (Beitragsgesetz), in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2011. 
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2 Er beschliesst über die Beteiligung an solchen Stätten und kann Leis-
tungsvereinbarungen abschliessen. 

§ 21 
1 Die Volksschule arbeitet mit den Erziehungsberechtigten zusammen. Sie 
sorgt für eine angemessene Information und einen regelmässigen Kontakt. 
Die Schulbehörde regelt Besprechungen und Schulbesuche und kann 
diese obligatorisch erklären. 
2 Der Kanton und die Schulgemeinden fördern die Mitwirkung der Er-
ziehungsberechtigten und die Elternbildung. 
3 Erziehungsberechtigte haben das Recht zu Unterrichtsbesuchen. Diese 
müssen mit der Lehrperson abgesprochen werden. 
4 Die Erziehungsberechtigten stehen für Kontakte bereit und unterstützen 
die Volksschule, namentlich bei der Umsetzung schulischer Massnahmen. 
Sie nehmen obligatorisch erklärte Schulbesuche wahr und informieren 
über Kind und Familie, soweit dies der schulische Erziehungs- und 
Bildungsauftrag erfordert. 
5 Die Erziehungsberechtigten halten die Kinder zum Schulbesuch, zu 
respektvollem Verhalten und zur Befolgung angeordneter Massnahmen 
an. Sie sorgen dafür, dass die Kinder ausgeruht, verpflegt und pünktlich in 
der Schule erscheinen. 

§ 22 
Werden in der Schule Anzeichen dafür festgestellt, dass Erziehungs-
berechtigte ihre Aufgabe vernachlässigen oder damit überfordert sind, 
informiert die Schulbehörde die Vormundschaftsbehörde. 

§ 23 
Erziehungsberechtigte, welche Pflichten verletzen, die sich aus der Schul-
gesetzgebung ergeben, werden auf Antrag der Schulbehörde mit Busse 
bestraft. 

§ 24 
1 Schulhausplätze sollen zum Spielen geeignet sein und für diesen Zweck 
grundsätzlich auch ausserhalb der Schulzeit benützt werden dürfen. 
2 In Schulgebäuden gilt ein generelles Rauchverbot. 
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§ 25 
1 Für die Aufsicht über den Schulweg sind grundsätzlich die Erziehungs-
berechtigten verantwortlich. 
2 Bei unzumutbaren Schulwegen sorgen die Schulbehörden für Abhilfe. 
Sie sind bestrebt, Verkehrsgefahren so weit als möglich herabzusetzen. 
3 Fussmarsch und Fahrradbenutzung gehen dem Schülertransport vor. 

§ 26 
1 Besucht ein volksschulpflichtiges Kind keinen öffentlichen Kindergarten 
oder keine öffentliche Schule, ist ein gleichwertiger Unterricht nach-
zuweisen. 
2 Der Regierungsrat kann die Gleichwertigkeit regeln. 
3 Die Kosten für das Schliessen allfälliger Lücken bei Übertritten in die 
öffentliche Schule können den Erziehungsberechtigten auferlegt werden. 

§ 27 
1 Private Schulen und Kindergärten bedürfen einer Bewilligung des 
Regierungsrates. Sie unterstehen der staatlichen Aufsicht. 
2 Der Regierungsrat regelt die Bewilligungsvoraussetzungen. Be-
willigungen können mit Auflagen oder Bedingungen verbunden werden. 

§ 28 
Die Schulgemeinden unterhalten an Primar- und Sekundarschulen Bi-
bliotheken oder gewährleisten den Zugang zu geeigneten Bibliotheken. 
Die freiwillige Lektüre ist zu fördern. 

§ 29 1) 
Der Kanton leistet anerkannten Jugendmusikschulen Beiträge von 50 % 
an den anrechenbaren Betriebsaufwand. 

III. Unterricht und Schulpflicht 

§ 30 
1 Der Unterricht hat sich den jeweiligen Zeit- und Lebensanforderungen 
anzupassen. 
                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 3. März 2010 über Beitragsleistungen an die Schul-
gemeinden (Beitragsgesetz), in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2011. 
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2 Er ist nach Anlage und Neigung der Kinder teils gemeinschaftlich und 
teils individuell zu gestalten.  
3 Er ist auf Montag bis Freitag zu verteilen. An einem dieser Tage, in 
Kindergarten und Primarschule am Mittwoch, muss der Nachmittag 
unterrichtsfrei sein.  
 1)4 Für Kinder in der Primarschule findet der Unterricht am Vormittag in 
Blöcken zu dreieinhalb Stunden, für Kinder im Kindergarten zu drei 
Stunden statt. Die Schulgemeinden können die Blockzeit im Kindergarten 
um eine halbe Stunde verlängern.  

§ 31 
1 Lehrpläne enthalten die Ziele für Unterrichtsfächer und Fachgruppen, 
Stundentafeln die entsprechende Aufteilung der Unterrichtszeit. 
2 Der Regierungsrat erlässt die Lehrpläne und Stundentafeln.  
3 Die Lehrpläne sind aufeinander abzustimmen und nach Möglichkeit 
interkantonal zu koordinieren. 

§ 32 
Der Regierungsrat regelt die  Minimal- und Maximalgrössen für eine Ab-
teilung. 

§ 33 
1 Die Schulgemeinden stellen die Lehrmittel und in der Regel auch das 
Verbrauchsmaterial unentgeltlich zur Verfügung  
2 Das Departement kann Lehrmittel als obligatorisch erklären und Wei-
sungen zur Abgabe von Verbrauchsmaterial erlassen. 

§ 34 
1 Kinder und Jugendliche der Primar- und Sekundarschule haben An-
spruch auf eine periodische Beurteilung in Form eines Zeugnisses. Das 
Departement erlässt die erforderlichen Bestimmungen. 
2 Auf Verlangen ist am Ende der Schulzeit ausserdem ein Ausweis aus-
zustellen, in dem ausschliesslich die Art und Dauer des Schulbesuches 
festgehalten ist. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 19. November 2008, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 
2010. 
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§ 35 
1 Das Schuljahr umfasst 40, ausnahmsweise 41 Unterrichtswochen. 
2 Der Regierungsrat legt den Beginn des Schuljahres für alle Schulen 
einheitlich fest. 
3 Er regelt die Ferientermine. 

§ 36 
1 Die öffentliche Schule ist in der Schulgemeinde zu besuchen, in der ein 
Kind wohnt oder sich tatsächlich aufhält. 
2 Aus wichtigen Gründen kann die Schulaufsicht ein Kind einer anderen 
Abteilung oder einem anderen Ort zuteilen. Das Departement kann bei 
Gemeindewechseln eine finanzielle Abgeltung festlegen. 
3 Der Unterricht kann zeitweise ausserhalb der Schulgemeinde durch-
geführt werden, namentlich in Form von Klassenverlegungen, Ex-
kursionen oder Lagern. 

§ 37 
1 Bei Vollendung des vierten Altersjahres bis zum 31. Juli ist ab dem 
neuen Schuljahr der Kindergarten zu besuchen, bei Vollendung des 
sechsten Altersjahres die Primarschule. 
2 Aus wichtigen Gründen kann der Eintritt in Kindergarten oder Primar-
schule um ein Jahr vorgezogen oder hinausgeschoben werden.  

§ 38 
1 Die Schulpflicht an der Primar- und Sekundarschule dauert neun Jahre.  
2 Wenn triftige Gründe vorliegen, kann das Departement die vorzeitige 
Entlassung aus der Schulpflicht bewilligen. 

§ 39 
Für obligatorische Klassenverlegungen, Exkursionen und Lager sowie 
andere Pflichtveranstaltungen können im Umfang der zu Hause an-
fallenden durchschnittlichen Einsparungen Beiträge erhoben werden. 
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IV. Schüler und Schülerinnen 

§ 40 
Lehrpersonen sowie Schulleitungen und Schulbehörden haben die per-
sönlichen Verhältnisse der Kinder im Auge zu behalten.  

§ 41 1) 
1 Wird bei einem Kind ein besonderer Förder- oder Unterstützungsbedarf 
festgestellt, sind sonderpädagogische Massnahmen zu ergreifen. 
2 Soweit es möglich ist und dem Wohl des Kindes dient, sind sonder-
pädagogische Massnahmen im Rahmen der Regelschule integrativ oder 
separativ durchzuführen. 
3 Sonderpädagogische Massnahmen sind periodisch auf ihre Wirksamkeit 
zu überprüfen. 
4 Der Regierungsrat kann sonderpädagogische Massnahmen regeln. 

§ 41a 1) 
1 Der Kanton ist zuständig für eine angemessene heilpädagogische Früh-
erziehung, spezielle Unterstützungsangebote, die Spitalschulung und die 
Sonderschulung. 
2 Die Schulgemeinden sind für die übrigen sonderpädagogischen Mass-
nahmen zuständig. Sie gewährleisten insbesondere Logopädie und 
Psychomotorik. 
3 Das Departement kann ein behindertes Kind von der Schulpflicht 
befreien. 

§ 42 
 1)1 Der Kanton stellt die unentgeltliche pädagogische und psychologische 
Abklärung von Kindern mit besonderem Förder- oder Unterstützungs-
bedarf sicher. Die Diagnostik ist auf den Unterstützungsbedarf aus-
zurichten. 
2 Soweit fachliche oder ärztliche Untersuchungen für die Beurteilung not-
wendig und zumutbar sind, hat sich die betroffene Person diesen zu 
unterziehen. 
3 Sind solche Untersuchungen bereits durchgeführt worden, erteilen die 
Untersuchungsorgane der verantwortlichen Stelle auf Anfrage Auskunft. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 3. März 2010 über Beitragsleistungen an die Schul-
gemeinden (Beitragsgesetz), in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2011. 
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§ 42a 1) 
Für Kinder mit besonderem Förder- oder Unterstützungsbedarf, welche 
integrativ beschult werden, kann die Schulbehörde eine Lernzielanpas-
sung bewilligen. 

§ 42b 1) 
Der Kanton kann Erziehungsberechtigten von Kindern mit einer Sonder-
schulung und mit besonderem Betreuungsbedarf Entlastung anbieten.  

§ 42c 1) 
Die Erziehungsberechtigten sind in den Prozess betreffend die Anordnung 
sonderpädagogischer Massnahmen einzubeziehen 

§ 43 1) 
An der Primar- und an der Sekundarschule kann höchstens je einmal repe-
tiert werden. 

§ 44 
1 Kinder mit besonderen Begabungen können eine Klasse überspringen. 
Für den Entscheid ist ein Gutachten des zuständigen kantonalen Dienstes 
einzuholen. 
2 Der Regierungsrat kann weitere Massnahmen für besonders begabte 
Kinder vorsehen. 

§ 45 
1 Die Schulbehörde kann Schüler und Schülerinnen, deren Verhalten den 
ordentlichen Schulbetrieb erheblich beeinträchtigt, vorübergehend einer 
speziellen Klasse zuweisen. 
2 Bei fehlender schulischer Leistungsbereitschaft kann sie für längstens 
einen Monat einen Arbeitseinsatz anordnen. Dieser ist von der Schule zu 
begleiten. 
3 Die Schule bereitet die Wiedereingliederung in die angestammte Klasse 
vor. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 3. März 2010 über Beitragsleistungen an die Schul-
gemeinden (Beitragsgesetz), in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2011. 
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§ 46 
1 Schulabsenzen gelten nur als entschuldigt, wenn sie aus wichtigen 
Gründen erfolgen. Wichtig sind insbesondere persönliche Gründe wie 
Krankheiten, Unfälle oder die Teilnahme an familiären Fest- oder 
Traueranlässen. 
2 Entschuldigte und unentschuldigte Absenzen werden im Zeugnis auf-
geführt. 
3 Zur weiteren Regelung des Absenzenwesens erlassen die Schul-
gemeinden ein Reglement. 

§ 47 
Schülern und Schülerinnen ist der Konsum von Tabak und Alkohol in 
Schulgebäuden, auf Schularealen und bei schulischen Anlässen oder 
Unternehmungen untersagt. 

§ 48 
1 Die Lehrperson kann:  
1. verbotene, gefährliche oder den Unterricht störende Gegenstände zu 

Handen der Erziehungsberechtigten einziehen;  
2. Schüler und Schülerinnen disziplinarisch bestrafen, insbesondere bei 

Verstössen gegen die Rechtsordnung oder bei ungebührlichem 
Verhalten. 

2 Bei schwerwiegenden Disziplinarverstössen von Schülern und 
Schülerinnen kann die Schulbehörde oder bei einer Kompetenz-
übertragung die Schulleitung Arbeiten von einem bis zu sechs Halbtagen 
zuweisen oder die vorübergehende Wegweisung von der Volksschule 
anordnen.  

 1)3 Disziplinarmassnahmen können miteinander verbunden werden. 
 1)4 Über Disziplinarmassnahmen befindet die Schulbehörde endgültig, mit 
Ausnahme der vorübergehenden Wegweisung. 

V. Lehrpersonen, Therapeuten und Therapeutinnen 

§ 49 
1 Die Lehrerschaft hat das Recht, sich zu grundlegenden Neuerungen, 
insbesondere bei Gesetzesentwürfen, die das Volksschulwesen betreffen, 
                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 10. September 2008 betreffend die Änderung des G 
über die Verwaltungsrechtspflege, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2009. 
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bei der Ausarbeitung von Lehrplänen sowie bei der Einführung von 
Lehrmitteln, vernehmen zu lassen und Anträge an das Departement zu 
stellen. Dies kann über Organisationen der Lehrerschaft erfolgen. 
2 Der Regierungsrat bezeichnet die Organisationen der Lehrerschaft. Er 
kann mit ihnen Leistungsverträge abschliessen und einzelne Leistungen 
abgelten. 
3 Die Lehrpersonen können zur Teilnahme an Veranstaltungen verpflichtet 
werden. Weiteres schulisches Personal kann zur Teilnahme berechtigt er-
klärt werden. 

§ 50 
Im Einverständnis mit der Schulbehörde kann das Departement einer 
Lehrperson nach mindestens zehnjähriger Tätigkeit im thurgauischen 
Schuldienst einmalig eine besoldete Weiterbildung von höchstens einem 
Semester gewähren. In begründeten Fällen kann eine Aufteilung erlaubt 
werden. 

§ 51 
1 Das Departement kann Lehrpersonen aus wichtigen Gründen die Unter-
richtsbefugnis für den Kanton Thurgau absprechen und ein thurgauisches 
Patent entziehen. 
2 Als wichtige Gründe gelten Umstände, die mit der Ausübung des Lehr-
berufs nicht vereinbar sind, insbesondere Übergriffe auf Schüler oder 
Schülerinnen oder eine Verurteilung wegen Sexualdelikten. 
3 Das Departement informiert Anstellungsorgane oder Stellen, die für eine 
sichere Information dieser Organe bürgen, über einen Entzug von 
Befugnis oder Patent. 

§ 52 
Der Regierungsrat regelt die Arbeits- und Anstellungsbedingungen sowie 
die Besoldung der pädagogischen Therapeuten und Therapeutinnen. 

VI. Schulleitung 

§ 53 
Zur Leitung der Schulen und Kindergärten werden in der Regel Schul-
leitungen eingesetzt.  
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§ 54 
1 Schulleiter und Schulleiterinnen sind Verwaltungsangestellte. 
2 Der Regierungsrat regelt die Anstellungsvoraussetzungen, die Grund-
sätze der Besoldung und die Pflichten hinsichtlich allfälliger Unterrichts-
anteile. 

§ 55 
1 Die Schulleitung leitet die unterstellte betriebliche Schuleinheit, fördert 
die Schulqualität und setzt die übergeordneten Vorgaben um.  
2 Die Schulleitung ist in ihrer Schuleinheit zuständig für die pädagogische 
Führung, für die personelle Führung der Lehrpersonen sowie weiteren 
schulischen Personals und für die administrativ-organisatorische Führung. 
Der Regierungsrat kann die Aufgaben näher regeln. 

§ 56 
1 Im Rahmen des den Schulgemeinden zustehenden Gestaltungs-
spielraums und unter Vorbehalt von abschliessend vorgenommenen 
Zuweisungen im kantonalen Recht können der Schulleitung weitere Kom-
petenzen und Aufgaben übertragen werden. 
2 Nicht übertragbar sind: 
1. Festlegung des Stellenplanes; 
2. Festlegung der Grundsätze der Personalführung, der Schulorga-

nisation und des pädagogischen Profils; 
3. Anordnung eines Schulausschlusses; 
4. Anstellung und Entlassung von Schulleitungen und Lehrpersonen; 
5. finanzielle Führung der Schulgemeinde. 

§ 57 
1 Die Schulleitung nimmt an den Sitzungen der Schulbehörde mit 
beratender Stimme teil. Bei mehreren Schulleitungen legt die Schul-
behörde die Grösse der Vertretung fest. 
2 Der Regierungsrat regelt das Nähere, namentlich Ausstands- und 
Ausschlussgründe. Er kann die Vertretung der Lehrerschaft in Gemeinden 
ohne eingesetzte Schulleitungen regeln. 
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VII. Schulgemeinden 

§ 58 
1 Die Primarschulgemeinde ist für den Kindergarten und die Primarschule 
zuständig, die Sekundarschulgemeinde für die Sekundarstufe I. 
2 Die Volksschulgemeinde erfüllt die Aufgaben der Primar- und der 
Sekundarschulgemeinde. 
3 Die Schulgemeinden können weitere Aufgaben übernehmen, welche der 
Zielsetzung der Volksschule entsprechen, oder mit Bewilligung des 
Regierungsrates weitere Schultypen führen. 

§ 59 
1 Die Schulgemeinde gewährleistet die schulärztliche und schulzahn-
ärztliche Betreuung. Besonderes Gewicht ist auf Früherkennung und 
Vorbeugung zu legen.  
2 Die Schule unterstützt im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Gesund-
heitsförderung und zieht bei Bedarf Fachdienste bei. 

§ 60 
Das Gesetz über die Gemeinden 1) und das Gesetz über das Stimm- und 
Wahlrecht 2) finden für Schulgemeinden Anwendung, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. 

§ 61 
1 Schulgemeinden können ihre Gebietseinteilung ändern, wenn es die 
Schulzwecke erfordern, insbesondere wenn schulisch bessere oder auf 
lange Sicht wirtschaftlichere Lösungen ermöglicht werden. Die Änderung 
bedarf der Bewilligung des Regierungsrates. Dieser kann Auflagen oder 
Bedingungen festlegen. 
2 Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Regierungsrat solche Än-
derungen anordnen und die Auflagen oder Bedingungen dazu festlegen. 
Die beteiligten Schulgemeinden sind anzuhören. 
3 Der Kanton fördert insbesondere den Zusammenschluss von Primar-
schulgemeinden und die Bildung von Volksschulgemeinden, welche den 
Zielen von Absatz 1 entsprechen.  
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 2) 161.1 
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§ 62 
1 Deckt sich das Gebiet einer Schulgemeinde mit jenem einer Politischen 
Gemeinde, können die Aufgaben der Schulgemeinde der Politischen 
Gemeinde übertragen werden, sofern beide Gemeinden zustimmen. 
2 Die Übertragung bedarf der Bewilligung des Regierungsrates. Dieser 
kann Auflagen oder Bedingungen festlegen. 
3 Die Betreuung der schulischen Angelegenheiten wird durch eine 
Schulkommission besorgt, die über mindestens fünf Mitglieder verfügen 
muss. Der Präsident oder die Präsidentin wird vom Volk gewählt, die 
Wahl der übrigen Mitglieder richtet sich nach der Gemeindeordnung. 
4 Der Regierungsrat erlässt ergänzende Bestimmungen. 

§ 63 
1 Die Schulbehörde ist das ausführende Organ der Schulgemeinde. Sie 
trifft die Entscheide gemäss Schulgesetzgebung, soweit dafür nicht aus-
drücklich ein anderes Organ zuständig ist.  
2 Sie kann einzelne Befugnisse ihrem Präsidenten oder ihrer Präsidentin, 
der mit Rechnungsführung und Schulverwaltung betrauten Person, einem 
Ausschuss oder einer Kommission übertragen. 
3 Sie wird in pädagogischen Belangen durch die Schulaufsicht unterstützt. 
4 Sie beschliesst über die Errichtung oder Aufhebung von Lehrstellen. 

§ 64 
1 Die Schulbehörde besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. 
2 Die Schulbehörde der Sekundarschulgemeinde setzt sich aus mindestens 
drei frei gewählten Mitgliedern und je einem Mitglied der Schulbehörden 
der beteiligten Primarschulgemeinden zusammen. 
3 Personen mit einem Anstellungsgrad bei der Schulgemeinde von über 
15 Prozent sind in die betreffende Schulbehörde nicht wählbar. 

VIII. Schlussbestimmungen 

§  65 1) 
1 Entscheide der Schulleitung können mit Rekurs bei der Schulbehörde 
angefochten werden. Das Verfahren ist unentgeltlich. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 10. September 2008 betreffend die Änderung des G 
über die Verwaltungsrechtspflege, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2009. 
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2 Unter Vorbehalt der Zuständigkeit der Personalrekurskommission und 
der endgültigen Zuständigkeit der Schulbehörde in Disziplinarsachen 
kann gegen Entscheide der Schulaufsicht, der Schulbehörde und deren 
Präsidenten oder Präsidentin beim Departement Rekurs erhoben werden. 
3 Rekursentscheide des Departementes über Aufnahmen, Beförderungen, 
Repetitionen, Wechsel an die Sekundarschule und innerhalb dieser sind 
endgültig.  
4 Schulorganisatorische Anordnungen, wie die Zuteilung in ein bestimmtes 
Schulhaus oder zu einer bestimmten Lehrperson, sind keine Entscheide im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§  65a 1) 
1 Bei Entscheiden über Aufnahmen, Beförderungen, Repetitionen, Verset-
zungen, Arbeitseinsätze und vorübergehende Wegweisungen kommt 
einem Rekurs oder einer Beschwerde keine aufschiebende Wirkung zu. 
2 Die Rechtsmittelinstanz räumt auf Antrag die aufschiebende Wirkung 
ein, wenn keine Dringlichkeit besteht oder der Vollzug zu einem nicht 
wieder gutzumachenden Nachteil führen kann.  

§  65b 1) 
Die kantonalen Gerichtsorgane teilen dem Departement Entscheide über 
personalrechtliche Angelegenheiten von Volksschullehrpersonen mit. 

§ 66 
1 Der Stichtag für den Eintritt in den Kindergarten oder in die Schule im 
Jahr 2008 ist der 31. Mai, im Jahr 2009 der 30. Juni. Die Schulbehörde 
kann den Stichtag 31. Juli festlegen. 
2 Der Regierungsrat kann weitere Regelungen zum Übergang erlassen. 

§ 67 
1 Die Umstellung zur durchlässigen Sekundarschule erfolgt auf den 
Beginn eines Schuljahres, spätestens bis zum 1. August 2009. In 
Ausnahmefällen kann der Regierungsrat diese Frist verlängern. Mit Bezug 
auf die Neuerungen gemäss § 14 erfolgt die Umstellung entweder für alle 
Schulen einer Sekundarschulgemeinde vollständig oder gleichzeitig 
gestaffelt, beginnend mit den eintretenden ersten Klassen. 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 10. September 2008 betreffend die Änderung des G 
über die Verwaltungsrechtspflege, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2009. 
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2 Bis zum Wechsel gilt altes Recht, ab dem Wechsel oder dem Beginn der 
gestaffelten Umstellung neues Recht. Für Klassen ohne Umstellung bleibt 
die bisherige Schulstruktur, namentlich unter Einschluss der Typen-
gliederung, der Möglichkeit der Repetition und der Schulanschlüsse, 
bestehen. 
3 Das Departement kann zur Detailregelung Richtlinien erlassen und darin 
insbesondere Meldefristen für die Umstellung festlegen. 

§ 68 
1 Die Schulgemeinden richten bis zum Beginn des Schuljahres 2009/2010 
die zur Erfüllung der Anforderungen nach § 3 erforderlichen Leitungs-
strukturen ein. 
2 Der Regierungsrat kann weitere Regelungen zum Übergang erlassen. 

§ 68a 1) 
Die Einführung der Blockzeiten gemäss § 30 Absatz 4 erfolgt innert drei 
Jahren. 

§ 69 
Das Gesetz über die Volksschule und den Kindergarten vom 23. Mai 1995 
wird aufgehoben. 

§ 70 
Dieses Gesetz tritt auf einen durch den Regierungsrat zu bestimmenden 
Zeitpunkt in Kraft. 
 

                                                                                                                    

 1) Fassung gemäss G vom 19. November 2008, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 
2010. 
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